
schädlichem, strafrechtlich zu Verbrechen und Verge­
hen erklärtem Verhalten“ bestehe.2 Das Wesentliche ist 
danach „die gesellschaftlich verantwortungslose Ent­
scheidung zur Tat“3. Der Begriff der Entscheidung wird 
damit zu einem Zentralbegriff der Schuld. Auch die 
Vorschläge zur Neuregelung der Zurechnungsfähigkeit 
und Schuld im künftigen Strafgesetzbuch gehen von 
diesem Begriff aus4.
Im prinzipiellen Ausgangspunkt, das Wesen der Schuld 
von der Verantwortung des Menschen in der Gesell­
schaft her zu untersuchen und zu interpretieren, besteht 
Übereinstimmung. Der Begriff der gesellschaftlich ver­
antwortungslosen Entscheidung zur Tat kann auch dazu 
dienen, bestimmte Modalitäten des vorsätzlichen Ver­
schuldens richtig zu erfassen und die Schuld zu diffe­
renzieren. Es ist jedoch zweifelhaft, ob dieser Begriff 
geeignet ist, den gemeinsamen materiellen Inhalt, das 
soziale Wesen aller Schuldformen richtig zu erfassen. 
Weiter erhebt sich die Frage, ob die neue Definition 
des direkten Vorsatzes wirklich einen Fortschritt dar­
stellt, insbesondere ob der Begriff der bewußten Ent­
scheidung zur Tat juristisch exakt ist und die erforder­
liche Anleitung der Rechtspflegeorgane gewährleistet.

Der Begriff der „Entscheidung zur Tat“ 
und die fahrlässige Schuld
Der Begriff der „gesellschaftlich verantwortungslosen 
Entscheidung zur Tat“ ist nicht geeignet, die fahrlässige 
Schuld voll zu erfassen. Die fahrlässigen Straftaten 
werden gerade dadurch charakterisiert, daß der Täter 
die im gesetzlichen Tatbestand beschriebenen schäd­
lichen Folgen usw. unbeabsichtigt verwirklicht. Bei dec 
unbewußten Fahrlässigkeit hat er nicht einmal die 
Möglichkeit des Eintritts dieser Folgen in sein Be­
wußtsein aufgenommen. Eine Entscheidung zur Tat (zur 
Tötung, Körperverletzung, Inbrandsetzung usw.) liegt 
nicht vor.
Gewöhnlich wird eingewendet, daß auch bei der fahr­
lässigen Schuld eine gesellschaftlich verantwortungslose 
Entscheidung vorliegt, wenn auch nicht in bezug auf 
die Tat (bzw. die sie berührenden elementaren straf­
rechtlichen Handlungspflichten der Achtung von Le­
ben und Gesundheit usw.), so doch in bezug „auf be­
stimmte Ordnungs- und Sicherheitsregeln, die zum 
Zwecke der Gewährleistung eines reibungslosen und 
störfreien Ablaufs bestimmter elementarer Lebenspro­
zesse gesetzt worden sind“5. Dadurch wird jedoch die 
oben angeführte Schulddefinition wesentlich modifi­
ziert: aus der gesellschaftlich verantwortungslosen Ent­
scheidung zur Tat wird eine gesellschaftlich verant­
wortungslose Entscheidung schlechthin, die in dieser 
generalisierenden Weise alle Verschuldenskategorien 
umfaßt (auch die moralische und disziplinarische 
Schuld).
Ist die erste Fassung zu eng und stellt sie im wesent­
lichen auf die vorsätzliche Schuld ab, so verwischt die 
zweite alle Unterschiede zwischen der strafrechtlichen 
Schuld und anderen Verschuldenskategorien. Selbst in 
dieser allgemeinen Form ist die Definition der Schuld 
als gesellschaftlich verantwortungslose Entscheidung 
nicht unbedenklich, und zwar aus folgenden Gründen:

2 Lekschas / Loose / Renneberg, a. a. O., S. 70.
3 Lekschas, „Die Grundzüge von Verantwortung und Schuld“ 
in: Die Begutachtung und Behandlung erwachsener und. jugend­
licher Täter. Jena 1966, S. 22.
4 So z. B. bei der Regelung der Zurechnungsfähigkeit: 
„ ... wenn der Täter. .. unfähig ist, sich bei seiner Entschei­
dung zur Tat von den hierfür geltenden Regeln des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens leiten zu lassen“;
bei der Regelung des Schuldgrundsatzes: ,,... wenn der Täter 
... sich zu diesem Handeln entgegen der ihm gegebenen Mög­
lichkeiten zu gesellschaftsgemäßem Verhalten in verantwor­
tungsloser Weise entschieden hat“;
bei der Regelung des direkten Vorsatzes: „Vorsätzlich handelt, 
wer sich zu der im gesetzlichen Tatbestand bezeichneten Tat 
bewußt entscheidet“.
5 Lekschas / Loose / Renneberg, a. a. O., S. 125.

1. Sie bezieht sich nur auf die bewußte Pflichtverlet­
zung und schließt die unbewußten Pflichtverletzungen 
ganz aus. Bei diesen fahrlässigen Handlungen ist dem 
Täter zum Zeitpunkt der pflichtwidrigen Handlung 
überhaupt nicht bewußt, daß er seine Pflichten z. B. 
als Arbeitsschutzverantwortlicher, Verkehrsteilnehmer 
usw. verletzt; deshalb liegt hier auch keine Entschei­
dung zur Pflichtverletzung vor. Eine Entscheidung liegt 
nur in bezug auf die eigentliche, von ihm ausgeübte 
Tätigkeit vor (eine elektrische Anlage zu installieren, 
Reparaturarbeiten durchzuführen usw.), die in der Re­
gel sogar zur gesellschaftlichen Pflicht des Handelnden 
gehört. Diese Entscheidung ist fehlerhaft, weil der Han­
delnde dabei nicht die gebotene Sorgfalt beachtet. Aber 
es liegt bei der unbewußten Pflichtverletzung keine Ent­
scheidung zur Verletzung der Sorgfaltspflichten vor. Bei 
unbewußten Pflichtverletzungen durch Unterlassen fehlt 
es selbst an der Entscheidung zu einer solchen sozial­
relevanten Handlung.
Auch im künftigen Strafgesetzbuch werden einige Fälle 
des unbewußt pflichtwidrigen fahrlässigen Verhaltens 
unter Strafe gestellt (Gewöhnung an ein pflichtwidriges 
Verhalten; Handeln in einer Situation, die erhöhte Vor­
sicht und Aufmerksamkeit erfordert); deshalb dürfen 
diese Fälle nicht unberücksichtigt bleiben.
2. Nicht jede bewußte Pflichtverletzung hat den Charak­
ter einer Entscheidung, weil es an dem dafür erforder­
lichen Minimum an Überlegung fehlt. Die Arbeitsschutz- 
und Straßenverkehrsdelikte zeigen, daß die bewußte 
Pflichtverletzung häufig nicht den Charakter einer be­
wußten Wahl der normwidrigen Verhaltensvariante hat 
(gewohnheitsmäßiger, weitgehend automatisierter Hand­
lungsvorgang, Anpassung an bzw. Kopie von negativen 
Gewohnheiten, nicht zu entschuldigendes Versagen in 
schwierigen Situationen usw.). Der Begriff der Entschei­
dung erfaßt nicht die ganze Variationsbreite der Pflicht­
verletzungen.
3. Die eventuell gegebene gesellschaftlich verantwor­
tungslose Entscheidung zur Verletzung der Ordnungs­
und Sicherheitsregeln ist nur die „halbe Schuld“. Das 
Strafredit ist kein Disziplinarrecht. Die Straftat ist kein 
Disziplinarvergehen, und die Schuld reduziert sich nicht 
auf die bloße Negation der Sorgfaltspflichten. Die Hand­
lung erhält in objektiver Hinsicht erst dadurch die 
Qualität einer Straftat, daß die Negierung der Sorg­
faltspflichten schädliche Folgen verursacht oder die 
konkrete Gefahr ihres Eintritts begründet (wenn man 
von den wenigen Begehungsdelikten absieht). Die 
Schuld muß sich demzufolge auf das gesamte objektive 
Tatgeschehen erstrecken, sowohl auf das objektiv pflicht­
widrige Verhalten als auch auf dessen Folgen. Die Ent­
scheidung zur Pflichtverletzung hat nur dann den Cha­
rakter einer Negierung elementarer sozialer Anforde­
rungen und nicht nur eines bloßen Disziplinbruchs, 
wenn der Täter die dadurch verursachten Folgen vor­
aussehen und vermeiden, also erkennen konnte, daß 
daraus Folgen entstehen können, deren Vermeidung 
das Strafrecht fordert. Der Passus „Entscheidung zur 
Verletzung der Sorgfaltspflichten“ umfaßt diese über 
die unmittelbare Pflichtverletzung hinausgehende Seite 
der fahrlässigen Schuld nicht.

Der Begriff der „Entscheidung zur Tat“ 
und die direkte vorsätzliche Schuld
Das Hauptproblem besteht jedoch darin, ob der Begriff 
der bewußten Entscheidung zur Tat wirklich geeignet 
ist, alle Variationen des vorsätzlichen Handelns zu er­
fassen.
Der Begriff „Entscheidung“ verlangt ein Minimum an 
Überlegung, Abwägung, Vorausbedenken und Auswäh­
len zwischen mehreren Alternativen. Die Entscheidung 
setzt voraus, daß der Handelnde zwischen mehreren
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